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Zusätzliche Vertragsbedingungen für die Ausführung von Lieferungen 
und Leistungen 
 
1 Vertragsbestandteile (§ 1 VOL/B) 

Dem Angebot beigefügte Liefer- und Zahlungsbedingungen des Bieters werden nicht Be-
standteil dieses Vertrages. Dies gilt auch, wenn ihnen nicht ausdrücklich widersprochen bzw. 
die Lieferung / Leistung widerspruchslos entgegengenommen wird. 
 

2 Verträge mit ausländischen Auftragnehmern 

Bei Auslegung des Vertrags ist ausschließlich der in deutscher Sprache abgefasste Ver-
tragswortlaut verbindlich. Erklärungen und Verhandlungen erfolgen in deutscher Sprache. 
Für die Regelung der vertraglichen und außervertraglichen Beziehungen zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmer gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Anwendung und Geltung des UN-Kaufrecht (UN-Konvention über den grenzüberschrei-
tenden Verkauf beweglicher Güter - Convention International of Sales of Goods - CISG) ist 
ausgeschlossen. 

3 Art und Umfang der Leistungen (§ 1 VOL/B) 

Die vereinbarten Preise enthalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen, Beförderung 
bis zur Anlieferungs- oder Annahmestelle und Abladen, wenn in der Leistungsbeschreibung 
nichts anderes angegeben ist. 

Der Auftragnehmer hat Packstoffe zurückzunehmen und ggf. auf seine Kosten zu beseiti-
gen. Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die Leistung 
abgegolten. 

4 Änderung der Leistung (§ 2 Nr. 3 VOL/B) 

     4.1 Beansprucht der Auftragnehmer aufgrund von § 2 Nr. 3 VOL/B eine erhöhte Vergütung, 
muss er dies dem Auftraggeber unverzüglich - möglichst vor Ausführung der Leistung 
und möglichst der Höhe nach - schriftlich mitteilen.  

     4.2 Der Auftragnehmer hat auf Verlangen die durch die Änderung der Leistung bedingten 
Mehr- oder Minderkosten nachzuweisen. 

5 Ausführungsunterlagen (§ 3 VOL/B) 

Der Ausführung dürfen nur Unterlagen zugrunde gelegt werden, die vom Auftraggeber 
als zur Ausführung bestimmt gekennzeichnet sind. 

6 Ausführung der Leistung (§ 4 VOL/B 

 Der Auftraggeber kann sich über die vertragsgemäße Ausführung der Leistung unter-
richten. 
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7 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkung (§ 8 Nr. 2 VOL/B) 

     7.1 Unbeschadet sonstiger Kündigungs- und Rücktrittsrechte, ist der Auftraggeber gem. 
§ 314 BGB berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, 
wenn der Auftragnehmer oder seine Mitarbeiter 

      a) aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine unzulässige 
Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 

      b) dem Auftraggeber oder dessen Mitarbeitern oder von diesem beauftragten Dritten, die 
mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrags betraut sind, 
oder ihnen nahestehenden Personen, Geschenke, andere Zuwendungen oder sonstige 
Vorteile unmittelbar oder mittelbar in Aussicht stellt, anbietet, verspricht oder gewährt. 
Dies gilt nicht, soweit es sich um sozialadäquates Verhalten im Sinne der „Verwaltungs-
vorschriften zur Korruptionsprävention in der Landesverwaltung“ handelt. Dies ist der 
Fall, wenn das Verhalten als allgemein genehmigt gilt oder im Einzelfall genehmigt 
wurde. Gleiches gilt, wenn ein Bezug zum Amt oder der dienstlichen Tätigkeit ausge-
schlossen werden kann. 

      c) vorsätzliche unzutreffende Erklärungen in Bezug auf Zuverlässigkeit sowie Fachkunde 
und Leistungsfähigkeit abgegeben haben. 

     7.2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen des Unternehmers stehen Handlungen von 
Personen gleich, die von ihm beauftragt oder für ihn tätig sind. Tritt einer der Fälle ein, 
zahlt der Auftragnehmer in jedem Fall eine Schadenspauschale von 3% der Bruttoauftrags-
summe, soweit der Auftraggeber nicht einen höheren Schaden oder der Auftragnehmer 
nicht wesentlich einen geringeren Schaden nachweist. Die Schadenspauschale ist bei einer 
Kumulation auf 5% der Bruttoauftragssumme beschränkt. Ein darüberhinausgehender 
Schaden ist konkret nachzuweisen. 

   7.3 Bei Feststellung der unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen verzichtet der Auftrag-
nehmer gegenüber dem Auftraggeber für den Zeitraum von 12 Monaten nach Kenntnis 
des Auftraggebers von dieser/en Handlung/en auf die Erhebung der Einrede der Verjäh-
rung, um dem Auftraggeber eine ordnungsgemäße Schadensfeststellung zu ermögli-
chen. 

   7.4 Sonstige vertragliche oder gesetzliche Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

8 Lösung des Vertrages durch den Auftraggeber (§ 8 Nr. 1 und 3 VOL/B) 

Der Auftraggeber kann unbeschadet der Regelungen der VOL/B vom Vertrag zurücktre-
ten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen, wenn von dem Europäischen Ge-
richtshof, einem inländischen Gericht oder einer zur Nachprüfung des Vergabeverfah-
rens berechtigten Institution rechtskräftig ein Verstoß gegen primäres oder sekundäres 
Gemeinschaftsrecht festgestellt wird und dieser in dem Abschluss dieses Vertrages sei-
nen Grund hat. Zudem muss aus dem festgestellten Verstoß eine Rechtspflicht des Mit-
gliedstaates zur Beendigung des gemeinschaftsrechtswidrigen Zustandes resultieren 
und die Beendigung des gemeinschaftsrechtswidrigen Zustandes von der Europäischen 
Kommission oder einer deutschen Behörde verlangt werden. Die außerordentliche Kün-
digung bedarf der Schriftform. 
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9 Antikorruptionsklausel  

 
   9.1 Die Vertragsparteien erklären ihren festen Willen, jeglicher Form von Korruption entge-

genzuwirken. Insbesondere darf der Auftragnehmer oder ein von ihm Beauftragter Be-
schäftigten des Auftragnehmers weder unmittelbar noch mittelbar Vorteile im Sinne der 
§§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches (StGB) anbieten, versprechen oder gewähren. 

   9.2 Der Auftraggeber ist zum Rücktritt aus wichtigem Grund berechtigt, wenn eine Vorteils-
gewährung (§ 333 StGB) oder eine Bestechung (§ 334 StGB) vorliegt. Weitere wichtige 
Gründe sind die Abgabe von Angeboten, die auf wettbewerbsbeschränkenden Abspra-
chen im Sinne des § 298 StGB beruhen, sowie die Beteiligung an unzulässigen Wettbe-
werbsbeschränkungen im Sinne des GWB, insbesondere eine Vereinbarung mit Dritten 
über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, über zu fordernde Preise, über die 
Entrichtung einer Ausfallentschädigung (Gewinnbeteiligung oder sonstige Abgaben) und 
über die Festlegung von Preisempfehlungen. 

   9.3 Tritt der Auftraggeber nach Ziffer 16.2 vom Vertrag zurück, so ist er berechtigt, die bishe-
rigen Lieferungen zurückzugeben. Den Wert nicht zurückgegebener Lieferungen oder 
bereits in Anspruch genommener Leistungen hat er anteilig im Rahmen des Vertrags-
preises dem Auftragnehmer zu vergüten. Für zurückgegebene Lieferungen hat der Auf-
tragnehmer das dafür bereits gezahlte Entgelt dem Auftraggeber zurückzuerstatten.  

 9.4 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber alle Schäden zu ersetzen, die unmittelbar oder 
mittelbar durch den Rücktritt vom Vertrag entstehen. Andere Rechte als Ansprüche auf 
Vergütung in Anspruch genommener Lieferungen und Leistungen stehen dem Auftrag-
nehmer aufgrund des Rücktritts nicht zu. Von den gesetzlichen Regelungen über das 
Rücktrittsrecht bleiben lediglich die §§ 347 bis 351 und 354 BGB unberührt. 

 9.5 Liegt ein Rücktrittsgrund nach Ziffer 16.2 vor, so hat der Auftragnehmer dem Auftragge-
ber eine Vertragsstrafe zu zahlen, unabhängig davon, ob der Auftraggeber von seinem 
Rücktrittsrecht nach Ziffer 16.2 ganz oder teilweise Gebrauch macht. Die Höhe der Ver-
tragsstrafe beträgt das 50fache des Wertes der angebotenen, versprochenen oder ge-
währten Geschenke oder sonstigen Vorteile in Korruptionsfällen, höchstens jedoch 10 
vom Hundert des vereinbarten Auftragspreises ohne Umsatzsteuer. Ist ein Wert im Sinne 
von Satz 2 nicht feststellbar, beträgt die Vertragsstrafe 10 vom Hundert des gesamten 
Auftragswertes ohne Umsatzsteuer. Schadensersatzansprüche bleiben hiervon unbe-
rührt. 

 9.6 Bei der Vergabe von Unteraufträgen verpflichtet sich der Auftragnehmer, mit dem Unter-
auftragnehmer die in den Ziffern 16.1 bis 16.5 enthaltenen Regelungen mit der Maßgabe 
zu vereinbaren, dass der Auftraggeber Begünstigter des Vertragsstrafeversprechens ist. 

10 Gerichtsstand 

Im kaufmännischen Geschäftsverkehr wird, soweit zulässig, 96049 Bamberg als Ge-
richtsstand vereinbart. 


